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«Ich glaube nicht, dass wir frieren müssen»
Die drohende Energiekrise imWinter treibt auch die Stadt St.Gallen um. Stadtrat Peter Jans über Engpässe, Sparen undKlimaneutralität.

Interview: LucaGhiselli

GanzEuropadiskutiert seit
AusbruchdesKriegs inder
Ukraineüber Strom-und
Gasknappheit.Müssen
St.GallerinnenundSt.Galler
diesenWinter frieren?
Peter Jans: Nein, das glaube ich
nicht.Wieernst dieMangellage
seinwird, hängt aber vonvielen
Faktoren ab. Viele davon kön-
nen wir nicht beeinflussen,
einen aber schon.

DeneigenenVerbrauch?
Ja, auf den Verbrauch und die
Nachfrage haben wir alle ge-
meinsam einen Einfluss. Eine
Mangellage bedeutet ein Un-
gleichgewicht vonAngebot und
Nachfrage. Da können alle et-
wasmachen.

Alsoeben, frieren?
Nein. Wenn man die Heizung
nur einwenig runterdreht, kann
bereits viel erreichtwerden.Ein
Gradgleich sechsProzentEner-
gieeinsparung. In diesem Sinn
müsste es also möglich sein,
dasswir uns alle zusammenrau-
fen. Dann müssen wir auch
nicht frieren.

DenStadtwerken sind inder
Tat fast dieHändegebunden
imglobalenMarkt.Gibt es
trotzdemetwas, dasman
angebotsseitigunternehmen
kann,umeinenMangel
abzuwenden?
Selbst mehr Angebot bereitzu-
stellen, ist keinekurzfristigeAn-
gelegenheit. Mittel- und lang-
fristighabenwirhier Spielraum,
vor allem bei der Photovoltaik.
Aber es ist schon so: Bei der Be-
schaffung bewegen sich die
Stadtwerke weitgehend am
Markt.Wer jetztEnergieeinkau-
fen muss, muss exorbitante
Preisebezahlen.ObdieEnergie
dann aber auch bereitsteht,
wennsiegebrauchtwird, ist eine
andere Frage. Und das liegt de-
finitiv nicht in unsererHand.

SeitAusbruchdesKriegs
inderUkrainewollenviele
Hausbesitzerinnenund
Hausbesitzer plötzlich
umsteigen:WegvonÖlund
Gas, hin zuWärmepumpen,
Erdsonden,Fernwärme.
Das spielt IhnenbeimKlima-
zielNetto-Null eigentlich in
dieKarten.Geht es alsonur
überdasPortemonnaie?
Ich denke, dass die aktuelle Si-
tuation einen Schub gebenwird
indieseRichtung.Dassmaner-
kennt, wie abhängig wir sind
von fossilenEnergien, vomAus-
land, von Russland. Jetzt kann
man sagen: Schade, braucht es
eine solche Situation. Aber ich
glaube nicht, dass es nur ums
Portemonnaie geht.

Sondern?
DieVersorgungssicherheit.Das
warbis vor kurzemfürdiebreite
Bevölkerung eine Selbstver-
ständlichkeit, auch wenn in
Fachkreisen seit einigen Jahren
übermöglicheEnergieengpässe
diskutiert wird. In der breiten
Öffentlichkeit ist das Thema
jedenfalls erst jetzt richtig ange-
kommen.

DieStadt St.Gallenhat sich
mit ihremEnergiekonzept
verhältnismässig frühauf
denWeggemacht, sichvon
den fossilenEnergienzu
lösen.DieFernwärmewurde
ausgebaut, dasKehricht-
heizkraftwerkebenfalls. Es
reicht abernochnicht, oder?
Das Ganze ist mit einer Zeit-
schiene hinterlegt. Ein Umbau
in dieser Grössenordnung
braucht einfach Zeit. Ein Wirt-
schafts- undEnergiesystem,das
auf fossilen Energien aufbaut
undwährendmehr als 100 Jah-
ren entstanden ist, kann man
nicht in fünf oder zehn Jahren
komplett umkrempeln.Deshalb
hat das Energiekonzept auch
denHorizont 2050.Wir wissen
aber, dassnichtnurdieEnergie-
frage, auch die Klimafrage
eigentlich ein schnelleres Tem-
po verlangen. Womöglich wird
diese Krise auch dazu führen,
dass wir sagen: Wir müssen
einen Zacken zulegen und
schneller vorgehen, als wir bis-
her dachten.

2050 ist also einKompro-
miss zwischender gesell-
schaftlichenRealität undder
wissenschaftlichenDring-
lichkeit.
Ja.NatürlichwirddasTempoein
Stück weit auch vom technolo-
gischen Fortschritt diktiert.
Aber technologisch ist immer
mehr möglich. Es sind die ge-
sellschaftlichenundwirtschaft-
lichen Komponenten, die vor
allem Zeit brauchen. Ist bei-
spielsweise die Akzeptanz da,
Eingriffe indiepersönlicheFrei-
heit in Kauf zu nehmen? Oder
die Bereitschaft, eine Heizung
zu ersetzen, die noch nicht
amortisiert ist? Klar ist: Ohne
Regulierungen geht es nicht.
Man muss den Wandel regula-
torisch verankern. Undweil wir

in einer Demokratie leben,
braucht es dafür die Akzeptanz
einerMehrheit.

ÜbermangelndeAkzeptanz
könnenSie sichnicht
beschweren.Das städtische
Stimmvolkhat zurFern-
wärme, zumAusbaudes
KHK, zumKlimaartikel
überdeutlich Jagesagt.
Das ist so. Das Energiekonzept
ist in der Bevölkerung gut ver-
ankert, und das zeigt sich bei
den jeweiligen Abstimmungs-
resultaten. Allerdings setzt
unserEnergiekonzept auf Stadt-
ebene auf freiwillige Massnah-
men. Niemand wird gezwun-
gen, einen Fernwärme-An-
schluss zu installierenoder eine
Photovoltaikanlage zu bauen.
Wir versuchen, esmit gutenAn-
geboten und Förderbeiträgen
hinzukriegen.

MehrkönnenSienicht
machen?
DieStadt alleinekanndieEner-
giewende nicht umsetzen. Wir
sind in vielen Bereichen nicht
befugt, Massnahmen zu erlas-
sen oder durchzusetzen. Wir
sind die dritte Staatsebene, und
vieles wird vorgegeben von
Bund undKantonen.

ZumBeispiel bei den
Wärmedämmungenvon
Gebäuden.
Ja, da kann die Stadt keine An-
forderungen stellen.Dashatder
Kanton gemacht. Und unser
Kanton ist in diesem Bereich
nichtderFortschrittlichste.Aber
dasgilt jetzt.Undwir versuchen,
das jetzt umzusetzen. Aber es
stimmt schon: Die Stadtbevöl-
kerung ist sehr offen, das hat
man bei allen Abstimmungen
gesehen. Das Bewusstsein ist
da, dasswir alsGesellschaft die-
sen grossen Wandel hin zur

Kreislaufwirtschaft vollziehen
müssen.

Dazugehört auchdieFern-
wärme.WobeidieKreislauf-
wirtschaft nochnicht ganz
vollzogenwird.AnSpitzen-
tagen indenFernwärmezen-
tralenmitGasundÖl zuge-
heizt.Gibt esBestrebungen,
sichauchhier von fossilen
Brennstoffenzu lösen?
Vorneweg: 2021 wurde 14 Pro-
zent mit Gas zugeheizt, 10 Pro-
zent mit Öl. In der Regel ist es
alsomehrGas alsÖl.Das könn-
te sich diesen Winter aber än-
dern.Wir werden sehen, ob die
Fernwärme auch umstellen
muss –wieandereZweistoffkun-
den. Aber wir haben auch hier
einen langfristigen Plan. Und
das Ziel, dass die Fernwärme
spätestens bis 2050 klimaneut-
ral beziehungsweiseohne fossi-
leEnergieträgerbetriebenwird.
Eine Option ist das Zuheizen
durch erneuerbares Gas. In der
Energiewirtschaft gehtmanda-
von aus, dass es möglich sein
wird, dies imgrossenStil herzu-
stellen.Eigentlichwäredasheu-
te bereits möglich, wenn man
genug Sonnenenergie hätte.

Undwosoll daspassieren?
Vermutlich inLändern, die sehr
sonnenreich sind.Aufder arabi-
schen Halbinsel zum Beispiel.
Dort könnte erneuerbares Flüs-
siggas bereits aus Sonnenstrom
undWasser produziert werden.
Abereben:AuchdieseTransfor-
mationbrauchtZeit. Sofort geht
das nicht.

DieFrage ist:Habenwir
denndieseZeit?
ManmussdieRelationensehen:
DieFernwärmebestehtheute zu
70 Prozent aus Abwärme aus
demKehrichtheizkraftwerk. 30
Prozent derWärmekommtvon

fossilen Energieträgern. Aber:
Es ersetzt ein System, das zu
100 Prozent fossil war. Immer-
hinFaktordrei, jetzt schon.Wer
helfen möchte, dass diese
Transformation gelingt, kann
seit 1. Juli einenentsprechenden
Fernwärmemix wählen, analog
zum Strommix. Man hat die
Wahl zwischen vier Produkten,
die sich im ökologischen Anteil
unterscheiden. Auch das hat
aber seinen Preis. Das können
wir nicht ändern.

Mankönnteprovokativ auch
sagen:Wirproduzierenzu
wenigAbfall, umdasFern-
wärmenetz zu 100Prozent
ausderKHK-Abwärmezu
speisen.
Nein, auchwenn ich das ab und
zu höre. Unsere Entsorgung
zeigt mit diversen Kampagnen,
dassmansichbemüht,Abfall zu
vermeiden. Kreislaufwirtschaft
wird hochgehalten in der Philo-
sophie. Tatsache ist: Es hat in
den letzten20, 30 Jahren immer
etwa gleich viel zu verbrennen-
deAbfälle gegeben.UnddieZe-
ro-Waste-Vision ist noch inwei-
ter Ferne, auch wenn die
Schweiz gut im Recycling ist.
Die Idee ist jedenfallsnicht, dass
die Anstrengungen zur Abfall-
vermeidunggemindertwerden.

BeiderFernwärme ist auch
nocheiniges geplant. Eine
dritteAusbauphasedürfte
anstehen.
Die zweiteAusbauphase imOs-
ten der Stadt dauert noch bis
etwa 2025. Seit dem Beschluss
dieserEtappevor fünf Jahren ist
aber das Netto-Null-Ziel mit
demKlimaartikel hinzugekom-
men. Das heisst auch, dass die
Stadt St.Gallen die Fernwärme
weiter ausbauen muss. Dafür
haben die Stadtwerke vom
Stadtrat den Auftrag erhalten,

mit den Vorbereitungen zu be-
ginnen. Und das heisst wieder-
um,dass es eineweitereVorlage
inklusive Volksabstimmung ge-
benwird – voraussichtlich2023.

DiesenWinterkönnte aber
nichtnurdasHeizenzum
Problemwerden, sondern
auchder Stromknapp.Da
hatdie Stadt bei derProduk-
tionnur einengrossen
Hebel: die Solarenergie.Hier
hinktmandemPotenzial
aber seit Jahrenhinterher.
Die Photovoltaik ist das, was
überall lokal umsetzbar ist. Der
Stadtrat hat ein Ziel zur instal-
lierten Leistung festgelegt. Soll
das erreicht werden, brauchen
wir jährlich 4,5 Megawatt Peak
Zuwachs. Das ist etwa dreimal
mehr als bisher, es braucht also
ein schnelleres Wachstum. Aus
diesem Anlass hat der Stadtrat
eine zusätzliche Förderung aus
dem Energiefonds geschaffen
undverdoppelt den leistungsab-
hängigen Beitrag des Bundes.
Das lohnt sich: Der Zubau war
noch nie so gut wie 2021.

Auchdas ist aber ein schritt-
weiserProzess.Dabei könn-
teder Stromschonbald
knappwerden. Inanderen
Städtenwirddiskutiert, etwa
dieWeihnachtsbeleuchtung
diesenAdventnicht aufzu-
hängen.Wie stellt sichdie
Stadt bezüglichAbschaltun-
genundNotfallplänenauf?
Abschaltungen sind die vierte
und letzte Stufe, die es unbe-
dingt zuvermeidengilt.Aberdie
Zuständigkeit liegt beim Bund.
Umgesetzt wird es von Ostral
(Anm. d. Red. Organisation für
Stromversorgung in Ausseror-
dentlichen Lagen). Sicher ist,
dass es einschneidend würde.
Umsomehrgilt es, sicherzustel-
len,dassesnicht soweit kommt.

Wiekönntedasgelingen?
Es gibt verschiedeneVorstufen.
Es geht vor allem darum, den
Verbrauch zu reduzieren. Der
Stadtrat hat eine Arbeitsgruppe
eingesetzt. Sie hat den Auftrag,
mögliche Massnahmen zum
Energiesparen zu prüfen und
auszuarbeiten. Für Ergebnisse
ist es aber noch zu früh. Klar ist:
Wenn die Sparappelle nicht ge-
nug fruchten, haben wir nichts
mehr zu sagen. Dann sagt der
Bund, was zu tun ist. Und die
Netzbetreiber sind verpflichtet,
das umzusetzen.

«Wenndie Sparappelle nicht genug fruchten, habenwir nichtsmehr zu sagen»: Peter Jans, Direktor TechnischeBetriebe, über die Zuständig-
keiten bei drohenden Strom- und Gasengpässen imWinter. Bild: Donato Caspari (26. August 2022)

Die Strompreise steigen

Am Donnerstag haben die
St.Galler Stadtwerke ihre Tarif-
anpassungen für Stromkundin-
nen und -kunden bekanntgege-
ben. Die Preise steigen wegen
der europäischen Energiekrise
markant – bis zu 30 Prozent. Ein
durchschnittlicher Vier-Perso-
nen-Haushalt zahlt gemässMit-
teilung 2023 rund 24 Franken
mehr proMonat – oder 284 Fran-
ken pro Jahr. Bei einemmittleren
Betrieb betragen die jährlichen
Mehrkosten zum Beispiel rund
8500 Franken. (sk/ghi


